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Überprüfung von Kardinalitäten in Anschrift.Inland
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
[bookmark: _GoBack]In den Nachrichten der Datenübermittlung an die Meldebehörden wurden während der Bearbeitung des CR 2016-119 „Identifikationsdaten“ die Kardinalitäten der Elemente AGS, Wohnort und Postleitzahl des Typs Anschrift.Inland auf 1 gesetzt. 
Hintergrund ist, dass diese Daten für die Meldebehörden Identifikationsdaten darstellen und daher immer übermittelt werden sollen. In den Nachrichten der Datenübermittlung an die Meldebehörden wird für die Anschrift kein eigener Typ deklariert, sondern der allgemeine Typ Anschrift.Inland genutzt. 
Es sollte daher geklärt werden, ob die Änderung am Datentyp Anschrift.Inland auch auf die Nachrichten des Moduls StA2StA angewendet werden kann oder ob für die Kommunikation an die Meldebehörden ein eigener Datentyp benötigt wird.
Lösung
Das EG XPersonenstand ist der Auffassung, dass der AGS von dem Standesamt ermittelt werden sollte, das die Mitteilungspflicht an die Meldebehörde hat. Damit ist insbesondere der AGS bei der Übermittlung von Nachrichten zwischen Standesämtern nicht immer vorhanden.
Daher sollen die Felder PLZ, Ort, AGS nur in den Nachrichten an die Meldebehörden Pflicht werden, nicht auch in den Nachrichten der standesamtsinternen Kommunikation.
Der Änderungsantrag ist damit verworfen.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Während der Bearbeitung des CR 2016-119 „Identifikationsdaten“ wurden die Kardinalitäten der Elemente AGS, Wohnort und Postleitzahl des Typs Anschrift.Inland auf 1 gesetzt. Hintergrund ist, dass diese Daten für die Meldebehörden Identifikationsdaten darstellen und daher immer übermittelt werden sollen. In den Nachrichten der Datenübermittlung an die Meldebehörden wird für die Anschrift kein eigener Typ deklariert, sondern eben der Typ Anschrift.Inland genutzt. Eine erste Überprüfung durch das EG resultierte in der Annahme, dass die genannten Felder in Anschrift.Inland als Pflichtfelder modelliert werden können. Der Verlag wollte dies jedoch noch einmal genauer untersuchen, da die Anschrift in vielen Nachrichten auch außerhalb der Datenübermittlung an die Meldebehörden genutzt wird.
Dafür wurde folgender Prüfauftrag an den Verlag vergeben:
„Im Rahmen eines separaten CRs wird geprüft, ob die Anpassung der Kardinalitäten für den AGS, den Wohnort und die Postleitzahl so auch außerhalb der Datenübermittlung an die Meldebehörden sinnvoll ist. Ggf. wird im Rahmen des neuen CRs die Anpassung „rückwirkend“ auf den Bereich StA2MB beschränkt. Der VfSt wird dazu bis zum 31. August 2017 für EG17-06 eine Einschätzung zuliefern.“ 
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: VfSt (Horn)	2017-08-31
Die Anpassung der Kardinalität für die AGS, den Wohnort und die Postleitzahl für Nachrichten außerhalb des Bereichs StA2MB ist nicht sinnvoll.
Wird die Anschrift nicht für die Adressierung einer Nachricht verwendet, zum Beispiel die Anschrift des Kindes in der Nachricht 012050, ist davon auszugehen, dass nicht immer alle Daten erfasst werden.

Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad, Weber, Vahjen)	2017-09-21
Am Bsp. der 012050 wird deutlich, dass die Angaben zur Anschrift des Kindes vom StA, welches die Ehe führt, zwar nicht zur postalischen Adressierung des Kindes oder zur Adressierung der zuständigen MB benötigt werden, dass diese Anschrift aber an das Geburtsregister des Kindes übermittelt und dort benötigt wird, um die zust. MB zu identifizieren und diese über die Namensänderung zu informieren. 
Die Einschätzung des Verlages sollte nochmals im EG zur Diskussion gestellt werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-09-28
Namensänderungen 
In den Nachrichten 011030, 012021, 012050, 012060, 013050, 013060, 016040, 016050, 016060, 016070, 016080 wird Anschrift.Inland im Rahmen einer Namensänderung an ein geburtsregisterführendes Standesamt übermittelt. Dieses benötigt die Meldeanschrift, um die Namensänderung mit der 031040 an die zuständige Meldebehörde zu übermitteln. 
· In diesen Fällen scheint eine Erfassung und Übermittlung der Anschrift.Inland mit mandatorischen Feldern PLZ, Wohnort und AGS fachlich sinnvoll. 
Sterbefall/Todeserklärung
In den Nachrichten 014010, 094011, 094012, 094013 wird Anschrift.Inland übermittelt. Um einen Hinweis auf den Sterbefall im entsprechenden Register einzutragen ist die (letzte) Anschrift inkl. Wohnort, PLZ und AGS nicht notwendig.  Anschrift löschen, dann keine Hinderung für mandatorische Übermittlung
· Anschrift.Inland wird in diesen Nachrichten eigentlich nicht benötigt und kann ggf. sogar entfernt werden.
In den Nachrichten 064100, 065010, 066010 wird Anschrift.Inland übermittelt, um das zuständige Nachlassgericht zu ermitteln. Es ist nicht bekannt, wie das zuständige Gericht ermittelt wird, und ob die Daten dazu erforderlich sind.  EG befragen
In der Nachricht 104010 Anschrift.Inland übermittelt. Die Übermittlung an die GBH unterliegt landesrechtlichen Regelungen. Eine fachliche Notwendigkeit der mandatorischen Übermittlung der 3 Felder wird hier nicht gesehen.  optionale Felder vermutlich besser
Anmeldung einer Ehe
In der Nachricht 017010 wird die Anschrift beider Ehegatten und ggf. das Kind an das die eheschließende StA übermittelt. 
Es stellt sich auch hier die Frage, warum in der Nachricht 017010 die Anschrift generell übermittelt wird. Wenn dies zur schriftlichen Kontaktaufnahme erfolgt, sollten zumindest PLZ und Wohnort in der Anschrift mandatorisch sein. 
Eine Prüfung der Zuständigkeit scheint beim Empfänger der 017010 irrelevant, da die Nachricht vom zuständigen StA versendet wird.  ggf. Anschrift.Inland Löschen, dann kein Hindernis für mandatorische Übermittlung
Statistik
In den Nachrichten 051010, 051100, 052010, 052100, 053010, 053100, 054010, 054100 wird Anschrift.Inland übermittelt. 
Es scheint keine fachliche Notwendigkeit der verpflichtenden Übermittlung der Felder Wohnort, PLZ und AGS gesehen. Sie scheint aber auch nicht problematisch. 
 Klärung mit Statistik. Verpflichtende Übermittlung scheint möglich, die Daten sollten im Verfahren durch die Anzeige der Geburt vorliegen.
Staatsangehörigkeitserwerb
In den Nachrichten 071010 und 072010 wird Anschrift.Inland bei den Eltern zur Prüfung der Zuständigkeit übermittelt. Eine verpflichtende Übermittlung der Felder Wohnort, PLZ und AGS bietet hier ggf. eine Erleichterung der Überprüfung der Zuständigkeit.   EG befragen
Lösungsideen:
1. Änderungen beibehalten, wo die übermittelten Daten nicht benötigt werden, werden sie nicht gespeichert/weiterverarbeitet.
2. Neuer Datentyp Anschrift.Inland.Ohne.Pflichtfelder für die wenigen Stellen, wo eine mandatorische Übermittlung nicht sinnvoll ist.
3. Änderung zurückdrehen, neuen Datentyp Anschrift.Inland.Mit.Pflichtfeldern ggf. nicht nur für MB erstellen.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2017-10-18
Das EG ist der Auffassung, dass der AGS von dem Standesamt ermittelt werden sollte, das die Mitteilungspflicht an die Meldebehörde hat.
Der These der KoSIT aus der Bearbeitung vom 2017-09-21 und 2017-09-28 unter „Namensänderung“ wird daher nicht gefolgt. 
Die Felder PLZ, Ort, AGS sollen nur in den Nachrichten an die Meldebehörden Pflicht werden.
Für alle anderen Nachrichten soll der bisherige Datentyp verwendet werden. Es sind dem EG keine Probleme bekannt, die aus der Verwendung des bisherigen Datentyps erwachsen.
Eine Bearbeitung der weiteren Detailpunkte aus der Bearbeitung vom 2017-09-28 war damit nicht mehr notwendig.
Der Änderungsantrag ist damit verworfen. Die Anpassungen an den Kardinalitäten bleiben auf die Datenübermittlung an das Meldewesen beschränkt. Die erforderlichen Anpassungen werden im Rahmen des CRs 119/2016 durchgeführt. 
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